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Polen gehört seit Jahren zu den Ländern 

der Europäischen Union (EU), deren Be-

völkerung die europäische Integration mit 

großer Mehrheit befürwortet. Zugleich 

stimmte jedoch ein wesentlicher Teil der 

polnischen Bevölkerung bei den Parla-

mentswahlen 2015 und Kommunalwah-

len im Oktober 2018 für die euroskep-

tische Regierung der  Partei Recht und 

Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość, PiS). 

Dieses scheinbare Paradoxon lässt sich er-

klären, wenn man sich eingehender mit 

den Ansichten, Hoffnungen und Sorgen 

der polnischen Gesellschaft befasst.

Die Polen fühlen sich seit Jahrhunder-

ten als Teil des westlichen Kulturkreises. 

Die Jahre der erzwungenen Zugehörigkeit 
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zum Ostblock haben dieses Gefühl noch 

verstärkt. Deshalb verfolgte Polen nach 

1989 aus politischer Sicht ein klares Ziel – 

den Beitritt zur Europäischen Gemein-

schaft (EG). Dieses Bestreben wurde von 

der Mehrheit der damaligen Eliten unter-

stützt und basierte auf der Erkenntnis, dass 

nur eine enge Einbindung in die westeuro-

päischen und transatlantischen Struktu-

ren die für das Land so wichtige Sicherheit 

gegen das politische, wirtschaftliche und 

militärische Handeln Russlands bietet.

Dies bedeutet jedoch nicht, dass die 

Zustimmung zu einem EU-Beitritt in Po-

len eine Selbstverständlichkeit war. Bis zur 

letzten Minute des Beitrittsreferendums 

im Jahr 2003 kursierten Ängste, dass die 

Wahlbeteiligung unter fünfzig Prozent 

liegen oder die Beweggründe der Beitritts-

gegner bei zu vielen Polen verfangen könn-

ten. Dazu kam vor allem die Angst vor ei-

nem erneuten Verlust der gerade erst wie- 

dererlangten Souveränität, den negativen 

Konsequenzen für den polnischen Agrar-

sektor, der angesichts der Konkurrenz sei-

tens der modern ausgestatteten Landwirte 

aus Westeuropa Verluste befürchtete, so-

wie die Sorge um die Wirtschaft, die dem 

Wettbewerb mit westlichen Unternehmen 

nicht würde standhalten können. Letzt-

endlich lag die Wahlbeteiligung jedoch 

bei 59 Prozent, und über drei Viertel der 

Wähler (77 Prozent) befürworteten den 

Beitritt zur EU. Dennoch prägen die da-

mals laut gewordenen Sorgen auch heute 

noch einen Teil der Europa-Debatten in 

Polen und bilden eine Argumentations-

grundlage für Populisten.

Die Polen gehören, nachdem sie sich 

von den realen Vorteilen der EU-Mitglied-

schaft haben überzeugen können, seit Jah-

ren zu den europäischen Nationen, die ihre 

Mitgliedschaft positiv beurteilen: Aktuell 

sind siebzig Prozent der polnischen Bevöl-

kerung dieser Ansicht, während im Ver-

gleich dazu nur sechzig Prozent aller Eu-

ropäer die Mitgliedschaft ihres Landes in 

der EU positiv beurteilen. In Deutschland 

bewerten 79 Prozent der Bevölkerung die 

EU-Mitgliedschaft als positiv.1

Die Hälfte der polnischen Befragten 

äußerte im Frühjahr 2018 unverändert 

positive Gefühle gegenüber der EU, wäh-

rend 37  Prozent neutrale Ansichten be-

kundeten. Der EU-Durchschnitt liegt in 

dieser Frage bei jeweils vierzig und 37 Pro-

zent, in Deutschland hingegen bei 49 und 

34 Prozent. Die Polen unterstützen mehr-

heitlich auch die Ansicht, dass mehr Ent-

scheidungen auf EU-Ebene gefällt werden 

sollten (59  Prozent, EU-Durchschnitt: 

55 Prozent, Deutsche: 59 Prozent), wobei 

der Anteil innerhalb des letzten Jahres um 

sieben Prozentpunkte gestiegen ist. Eine 

deutliche Mehrheit der Polen (80 Prozent) 

fühlt sich auch als EU-Bürger (EU-Durch-

schnitt: 70 Prozent).2

UNTERSCHIED ZWISCHEN 
 TATEN UND RHETORIK

Diese hohen Zustimmungswerte werfen 

die Frage auf, wie es möglich ist, dass diese 

europafreundliche Gesellschaft von einer 

europakritischen Regierung regiert wird. 

Die PiS erzielte bei den Parlamentswahlen 

2015 38 Prozent der Stimmen bei einer 

Wahlbeteiligung von 51  Prozent. Auf-

grund der vorhandenen Sperrklauseln 

und des in Polen geltenden Wahlsystems 

verfügt die Partei jedoch über eine Mehr-

heit im Parlament.

Genauso wichtig ist, dass die PiS nicht 

dank EU-feindlicher Slogans die Macht 
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erringen konnte. Sie äußerte derlei nicht 

während des Wahlkampfs, weil bekannt 

war, wie groß die Unterstützung für die 

EU-Integration in Polen ist. Nach wie vor 

ist ein Unterschied zwischen dem Han-

deln und der Rhetorik der Regierenden  

zu erkennen. Einerseits werden Gesetze 

unter Verstoß gegen die in der EU gelten-

den Grundsätze geändert, die Demonstra-

tion der europäischen Solidarität wird ver-

weigert und die EU offen kritisiert. Diese 

Rhetorik adressiert besonders die Stamm-

wählerschaft der PiS, die den euroskep-

tischen Teil der Gesellschaft vertritt und 

die befürchtet, dass Polen ein „fremder 

Wille“ aufgezwungen wird. Andererseits 

betonen die Politiker der Regierungspar-

tei, dass sie Polen nicht aus der EU heraus-

führen wollen, um damit in der politi-

schen, stark pro-europäischen Mitte Stim- 

men zu gewinnen.

UNZUREICHENDE  
POLITISCHE BILDUNG

Eine andere Ursache für das Paradoxon 

zwischen europafreundlicher Bevölke-

rung und europafeindlicher Regierung 

liegt in einem mangelnden politischen Be-

wusstsein, das auf unzureichende politi-

sche Bildung auch vor dem Hintergrund 

der Erfahrungen in einer kommunisti-

schen Diktatur zurückgeht. Auch das auf 

das Auswendiglernen von Fakten gestütz- 

te polnische Bildungssystem nach 1989 

vermochte es nicht, die folgenden Genera-

tionen zum Nachdenken über das Wesen 

der Staatsbürgerschaft zu bewegen, die 

Zusammenhänge von Ursache und Wir-

kung zu lehren oder ein Verantwortungs-

bewusstsein für das größere Ganze zu ver-

mitteln. Dieser Prozess braucht wie in der 

Bundesrepublik sowohl Zeit als auch die 

entsprechenden Instrumente.

Hinsichtlich bestimmter Integrations-

bereiche in der EU, wie beispielsweise den 

Euro als der gemeinsamen Währung  – 

34 Prozent der befragten Polen unterstüt-

zen den Euro – oder einer gemeinsamen 

Migrationspolitik, erklären die Polen ihre 

mehrheitliche Abneigung, obwohl in der 

Migrationsfrage im Jahr 2018 bereits 

51 Prozent einer einheitlichen Politik in-

nerhalb der EU zugestimmt hatten. Den-

noch spricht sich die Mehrheit der polni-

schen Bevölkerung gegen die Aufnahme 

von Flüchtlingen in Polen aus.3 Die Zu-

sammenhänge zwischen der Unterstüt-

zung von Integration und ihrer konkreten 

Umsetzung in den einzelnen Bereichen 

werden übersehen. Die Entwicklungsge-

schwindigkeit der EU, die unsichere inter-

nationale Lage, die Wirtschaftsschwan-

kungen in der dreißigjährigen Geschichte 

der jungen polnischen Demokratie sowie 

die zurückgewonnene vollständige Unab-

hängigkeit führen dazu, dass ein Teil der 

Bürger weitere Änderungen fürchtet. Die-

ses Phänomen ist nicht typisch polnisch, 

sondern auch in den anderen Ländern 

westlich der Oder zu beobachten.

ANFÄLLIGKEIT FÜR 
 POPULISTISCHE SLOGANS

In der polnischen Bevölkerung, die mehr-

heitlich die Kosten der politischen und 

wirtschaftlichen Transformation in der 

Hoffnung trug, nach einer gewissen Zeit 

keine weiteren Änderungen oder Schwie-

rigkeiten mehr ertragen zu müssen, ist  

die Anfälligkeit für populistische Slogans 
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groß. Dazu gehören die Verbreitung von 

Ängsten vor der Dominanz durch fremdes 

Kapital, dem Zustrom kulturell fremder 

Flüchtlinge oder der Einführung der ge-

meinsamen Währung und der damit ver-

bundenen finanziellen Verantwortung für 

potenzielle Fehler der anderen. Die Vor-

stellung, dass sich Polen den Befehlen aus 

Brüssel unterordnen müsse, schürt 

Ängste, weil sie mit einem mangelnden 

Wissen über die Funktionsmechanismen 

der EU einhergeht.

Angesichts des Streits um die Ge-

richtsreform und des demonstrativen Wi-

derwillens der nationalkonservativen Re-

gierungspartei, sich mit der EU solidarisch 

zu erklären und einen konstruktiven Dia-

log über ihre Zukunft zu führen, nahmen 

die Vorwürfe zu, die PiS plane den Aus-

stieg Polens aus der EU. Der überwiegen-

den gesellschaftlichen Wahrnehmung zu-

folge strebt die Regierungspartei eher die 

Verlangsamung als die Vertiefung der eu-

ropäischen Integration an: Die PiS ziele 

auf die Beschränkung der Integration und 

die Vergrößerung der Rolle der National-

staaten in der Union (27 Prozent) oder aber 

die Erhaltung des Status quo (25 Prozent) 

ab. Die Annahme, die Regierungspartei 

strebe den Austritt Polens aus der EU an, 

wird jedoch nicht nur vereinzelt, sondern 

von jedem sechsten Befragten geäußert 

(16 Prozent).

Gleichzeitig weicht die wahrgenom-

mene Politik der PiS in Sachen euro-

päische In tegration deutlich von den 

gesellschaft lichen Erwartungen ab. Die 

Polen deklarieren sich als Befürworter des 

aktuellen Integra tions zustands (35 Pro-

zent) oder einer weiteren Vertiefung 

(35 Prozent). Für die Beschränkung der 

Integration und die Stärkung der Rolle der 

Nationalstaaten sprechen sich 14 Prozent 

der Befragten aus. Nur wenige unterstüt-

zen einen polnischen EU-Ausstieg (vier 

Prozent) oder ein Europa der unterschied-

lichen Geschwindigkeiten (drei Prozent).4

KAUM ZUSTIMMUNG FÜR  
EINEN „POLEXIT“

Auch andere Umfragen, in denen die Be-

völkerung direkt nach der möglichen Un-

terstützung des EU-Austritts Polens ge-

fragt wird, beweisen eindeutig, dass die 

Gesellschaft mehrheitlich dagegen ist.  

Je nachdem, wie die Frage formuliert wur- 

de, beläuft sich die Befürwortung eines 

„ Polexit“ auf maximal acht Prozent. 

Gleichzeitig sind 77 Prozent der Polen der 

Meinung, dass die EU-Mitgliedschaft die 

polnische Unabhängigkeit stärkt, sech-

zehn Prozent hingegen stimmen dieser 

Aussage nicht zu.5

Die Sorge, dass die Regierungspartei 

Polen aus der EU führen will – nicht un-

bedingt absichtlich und bewusst, sondern 

durch Maßnahmen, die zur Isolierung des 

Landes in Europa beitragen – sollte jedoch 

nicht ignoriert werden, falls die Isolierung 

zunimmt und die euroskeptische Rhe-

torik sich verstärkt. Die Prozesse in den 

euro päischen Gesellschaften und die 

Schnelligkeit der Verbreitung populisti-

scher Slogans zeigen, dass sich gefestigte 

und rationale Überzeugungen nach einer 

gewissen Zeit ändern können. Die Ver-

breitung der Sorge vor einem polnischen 

„Exit“ sollte die Diskussion über die pol-

nische Europapolitik und die Einstellung 

zu Polen zwar nicht dominieren, aber die 

Verbreitung einer euroskeptischen Rhe-

torik sollte beunruhigen und muss zum 

Handeln mobilisieren.

Souveränität und Gemeinschaft, Agnieszka Łada
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Aus deutscher Sicht ist ein aktives und der 

EU freundlich gesinntes Polen ein wichti-

ger Partner beim Ausbau der Union. Trotz 

bestehender Meinungsverschiedenheiten 

in einigen Punkten fällt es den Deutschen 

dank ihrer Herangehensweise an zahl-

reiche Wirtschaftsfragen, der politischen 

Kultur und der Nachbarschaft leichter, 

mit Polen gemeinsame Interessen zu fin-

den und  zusammenzuarbeiten, als mit 

vielen anderen Ländern. Hinzu kommen 

die engen  wirtschaftlichen Beziehungen: 

Seit Jahren wächst das deutsch-polnische 

Handels volumen, das seit Langem bereits 

größer ist als das deutsche-russische.

ANTWORTEN AUF  
POLNISCHE ZWEIFEL

Die Abkehr Warschaus vom proeuropäi-

schen Kurs ist deshalb für Berlin ein An-

lass zur Beunruhigung. Umso wichtiger 

ist es, dass Deutschland die proeuropäi-

sche Haltung der großen Mehrheit der 

polnischen Bevölkerung unterstützt, die 

Sorgen der östlichen Nachbarn zu verste-

hen versucht und Polen partnerschaftlich 

behandelt. Die Antwort auf die polni-

schen Zweifel sollte nicht darin bestehen, 

dem Land den Rücken zuzukehren, son-

dern über deren Ursachen nachzudenken. 

Gleichzeitig müssen die Europäische 

Union und die Regierungen der Mitglied-

staaten die Um setzung der EU-Gesetz-

gebung und die Einhaltung der europäi-

schen Regeln voneinander fordern und 

durchsetzen.
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